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Dies gilt auch in anderen Verhandlungen für den Beweis 
durch Augenschein oder durch Sachverständige.

(2) Im übrigen kann in der Verhandlung vor den Ge­
richten, bei denen nach dem Gesetz allgemein die Be­
rufung ausgeschlossen ist, die Erhebung eines Beweises 
nur abgelehnt werden, wenn die Erhebung des Beweises 
unzulässig ist, wenn wegen Offenkundigkeit eine Beweis­
erhebung überflüssig ist, wenn die Tatsache, die bewiesen 
werden soll, für die Entscheidung ohne Bedeutung oder 
schon erwiesen ist, wenn das Beweismittel völlig unge­
eignet oder wenn es unerreichbar ist, wenn der Antrag 
zum Zwecke der Prozeßverschleppung gestellt ist oder 
wenn eine erhebliche Behauptung, die zur Entlastung des 
Angeklagten bewiesen werden soll, so behandelt werden 
kann, als wäre die behauptete Tatsache wahr.

(3) Die Ablehnung eines Beweisantrages bedarf eines 
Gerichtsbeschlusses.

Anm.: Durch § 24 der VO über Maßnahmen auf dem Gebiete der Ge­
richtsverfassung und der Rechtspflege vom 1. September 1939 (RGBl. I 
S. 1658) war die Ablehnung eines Beweisantrages in das freie Ermessen des 
Gerichts gestellt worden. Im übrigen vgl. Anm. zu § 244.

Verspätete Beweisanträge.
§ 246

(1) Eine Beweiserhebung darf nicht deshalb abgelehnt 
werden, weil das Beweismittel oder die zu beweisende Tat­
sache zu spät vorgebracht worden sei.

(2) Ist jedoch ein zu vernehmender Zeuge oder Sach­
verständiger dem Gegner des Antragstellers so spät nam­
haft gemacht oder eine zu beweisende Tatsache so spät 
vorgebracht worden, daß es dem Gegner an der zur Ein­
ziehung von Erkundigungen erforderlichen Zeit gefehlt 
hat, so kann er bis zum Schlüsse der Beweisaufnahme die 
Aussetzung der Hauptverhandlung zum Zwecke der Er­
kundigung beantragen.
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